
Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Zum nunmehr 12. Mal startet der Jugendwett-
bewerb des Kumpelvereins „Die Gelbe Hand“ in 
eine neue Runde. Ob Berufsschülerinnen und 
Berufsschüler, Auszubildende oder junge Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter – die Jugend 
ist wieder dazu aufgerufen, sich am Wettbewerb 
zu beteiligen und mit kreativen Projekten und 
Aktionen ein Zeichen gegen Rassismus und für 
ein solidarisches Miteinander 
zu setzen. Dabei sind der Kre-
ativität keine Grenzen gesetzt: 
Egal ob ein Video, eine Fotocol-
lage oder eine tolle Aktion in der 
Schule oder im Betrieb, wichtig 
ist das kreative Engagement für 
Vielfalt und gegen Ausgrenzung. 
Sofern die Jugendlichen eine 
tolle Idee haben, aber keine 
Möglichkeit diese tatsächlich 
umzusetzen, können sie sich 
mit der Idee bzw. mit dem Kon-
zept im Rahmen des erstmalig 
ausgeschriebenen „Ideenwett-
bewerbs“ bewerben. Die beste 
Idee wird der Kumpelverein 
im Jahr 2018 umsetzen! Auch 
dieses Jahr unterstützen eine Schirmfrau und 
ein Schirmherr aus der Politik und den Gewerk-
schaften den Wettbewerb. Auf Seiten der Politik 
übernimmt Manuela Schwesig, die Ministerprä-
sidentin des Landes Mecklenburg-Vorpommern, 
die Schirmherrschaft. „Wir leben in einer weltof-
fenen und demokratischen Gesellschaft. Vielfalt 
und Toleranz, Achtung vor dem jeweils anderen 

Gelbe Hand auf den Kongressen 

Wichtige Weichenstellungen 
bei IG BCE, IG BAU und EVG   

Im Jahr 2017 werden nicht nur bundespoli-
tisch die Weichen neu gestellt, auch einige 
Gewerkschaften veranstalten ihren Gewerk-
schaftskongress, auf dem die jeweiligen De-
legierten über die personelle und inhaltliche 
Ausrichtung ihrer Gewerkschaft entscheiden. 
Den Auftakt macht im Oktober die IG BCE (8. 
bis 13. Oktober) in Hannover, die IG BAU (9. bis 
13. Oktober) tagt nahezu zeitgleich in Berlin 
und die EVG veranstaltet ihren ordentlichen 
Gewerkschaftstag vom 12. bis zum 16. Novem-
ber ebenfalls in Berlin. Die Gelbe Hand wird 
an allen drei Gewerkschaftskongressen mit 
einem Stand vor Ort sein, um gemeinsam mit 
den Delegierten und Gästen in den Austausch 
zu kommen und ein gewerkschaftliches Zei-
chen gegen Rassismus und Ausgrenzung zu 
setzen. Wichtig erscheint dies gerade auch 
in diesem Jahr, in dem viele Anträge auf den 
Kongressen diese gesellschaftspolitischen 
Themen aufgreifen und die Gewerkschaften 
eine klare Position gegen rechte Tendenzen 
beziehen. 
Mehr Infos zu unseren Aktivitäten, Tagun-
gen und Veranstaltungen findet ihr unter: 
http://www.gelbehand.de/informiere-dich/
veranstaltungen/

und ein gutes Miteinander spielen eine wichtige 
Rolle. Und doch gibt es Kräfte, die das nicht wol-
len. Sie schüren Hass und Ausländerfeindlichkeit 
und verunglimpfen andere Menschen wegen 
ihrer Hautfarbe, Herkunft und ihrer Lebenswei-
se. Diesen Verhaltensweisen und Denkmustern 
müssen wir entschlossen entgegentreten, ob auf 
der Arbeit, in der Berufsschule, in der Freizeit oder 

im Wohnumfeld. Jede und jeder ist ge-
fragt!“, appelliert die Ministerpräsidentin 
Schwesig. Der Wettbewerb „Die Gelbe 
Hand“ stärke durch die vielfältigen Pro-
jekte ganz praktisch unsere Demokratie, 
betont die Politikerin. Der Schirmherr auf 
gewerkschaftlicher Seite ist dieses Mal 
Michael Vassiliadis, der Vorsitzende der 
IG BCE. Das gewerkschaftliche Engage-
ment sei ein wichtiger Beitrag für das Mit-
einander, gegen die Polarisierung in der 
Gesellschaft, erklärt Vassiliadis: „Wie bei 
der Gründung des Kumpelvereins 1986 
muss es auch heute gelten, dass Frem-
denfeindlichkeit, Hass und Ausgrenzung 
von Minderheiten keinen Platz in unserer 
Gesellschaft haben dürfen. Ich bin sehr 
gespannt auf die Beiträge, die diese Idea-

le widerspiegeln und freue mich auf kreative und 
vielfältige Projekte.“ 

Einsendeschluss für die Beiträge ist der 16. Janu-
ar 2018. Aktuelle Informationen zum Wettbewerb, 
etwa die Jury-Zusammensetzung oder Anregun-
gen für eure Beiträge, sowie Formulare findet ihr 
unter: www.gelbehand.de/wettbewerb

Mit Kreativität gegen 
Fremdenfeindlichkeit und Rassismus!  
Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 2017/18    
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
-

tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
-

lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 

München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 

-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-

mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 

Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 

müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 

Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 

tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 

Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 

-

auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-

-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 

sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 

Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-

Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 

-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.
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„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen

Wer sind wir?
Der gewerkscha� liche Verein Mach‘ meinen Kumpel nicht 
an! – für Gleichbehandlung, gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus e.V. tritt für gleiche Rechte für alle ein. Seit seiner 
Gründung vor über 30 Jahren engagiert er sich gegen Frem-
denfeindlichkeit, Rassismus und Rechtsextremismus. Damit ist 
der Verein eine der ältesten antirassistischen Organisationen 
in Deutschland. Sein Schwerpunkt liegt in der aufklärenden 
und präventiven Tätigkeit. Er unterstützt Jugendliche und Er-
wachsene in ihrem sozialen und politischen Engagement gegen 
Rassismus und für ein interkulturelles Miteinander.

Wettbewerb „Die Gelbe Hand“
Bereits zum zwöl� en Mal schreibt der Verein Mach‘ meinen 
Kumpel nicht an! – für Gleichbehandlung, gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus e.V.  den Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 
aus: „Wir rufen Euch dazu auf, Beiträge gegen Ausgrenzung, 
Rassismus und für die Gleichberechtigung in der Arbeitswelt 
einzusenden. Macht mit und beteiligt Euch!“

Mach‘ meinen Kumpel nicht an! – für Gleichbehandlung, 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Rassismus e.V.

Hans-Böckler-Straße 39 / 40476 Düsseldorf
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Organisatorisches
Wer kann mitmachen?
Teilnehmen können Gewerkscha� sjugend, Schülerinnen und 
Schüler an Berufsschulen/-kollegs und alle Jugendlichen, 
die sich derzeit in einer beruflichen Ausbildung befinden 
– aus dem ganzen Bundesgebiet. Zum Beispiel: Azubis 
eines Jahrgangs mit ihren Ausbilderinnen und Ausbildern, 
Klassenverbände an Berufsschulen und überbetrieblichen 
Ausbildungszentren mit ihren Lehrerinnen und Lehrern, 
Arbeits- und Projektgruppen an Berufsschulen, in Betrieben 
und Verwaltungen, Jugend- und Ausbildungsvertretungen 
(JAV), gewerkscha� liche Gruppen oder Initiativen.

Welche Beiträge werden gesucht?
Gesucht werden Beiträge, die im Jahr 2017 (bis 16. Januar 
2018) entstanden sind und bei keinem Wettbewerb prämiert 
wurden. Die Darstellungsform ist frei.
In der neuen Kategorie Ideenwettbewerb suchen wir Beiträ-
ge, die ein Konzept oder Idee beschreiben und im Jahr 2018 
umgesetzt werden. Die beste Idee wird mit 500 € prämiert 
und deren Umsetzung bei der Preisverleihung 2019 vorge-
stellt. Der Kumpelverein unterstützt die GewinnerInnen bei 
der Umsetzung.

Was ist bei den Urheberrechten zu beachten?
Die Teilnehmenden versichern, dass sie über alle Rechte am 
eingereichten Beitrag verfügen und der Beitrag frei von Rech-
ten Dritter ist sowie bei der Darstellung von Personen keine 
Persönlichkeitsrechte verletzt werden. Weitere Infos zum 
Urheberrecht enthalten unsere Teilnahmebedingungen.

In welcher Form soll der Beitrag eingereicht werden?
Der Beitrag ist in Original und in elektronischer Form zusam-
men mit dem ausgefüllten Anmeldeformular einzureichen.

Teilnahmebedingungen
Die vollständigen Teilnahmebedingungen, alle Infos zur 
Einsendung, zum Urheberrecht, die Anmeldeformulare usw. 
findet Ihr unter: www.gelbehand.de/wettbewerb

Wer entscheidet?
Die Gewinnerinnen und Gewinner des Wettbewerbes werden 
durch eine Jury ermittelt.

Preisverleihung
Die Preisverleihung findet im März 2018 in Schwerin statt.
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Aktiv gegen Rassismus und 
Rechtsextremismus in der Arbeitswelt

Gute Bildung für alle! Appell für mehr 
Geld in der Bildung!  
Gelbe Hand unterstützt Appell der GEW    

Vor der Bundestagswahl macht die GEW Druck 
für mehr Geld in der Bildung – und zwar nicht 
allein. Die GEW hat eine große Zahl zivilgesell-
schaftlicher Organisationen und Gewerkschaf-
ten für den Appell gewonnen. Auch die Gelbe 
Hand unterstützt den Appell der GEW, mehr 
Geld in die Bildung zu investieren! Im Wortlaut 
heißt es im Appell: „Deutschland braucht mehr 
und bessere Bildung für alle Menschen. Weder 
das Alter, die Herkunft, das Geschlecht, eine 
Behinderung oder der soziale Status dürfen zu 
schlechteren Bildungschancen führen. Nur dann 
kann das Menschenrecht auf Bildung in Deutsch-
land wirksam erfüllt werden. Gute Bildung ist 
für unsere Gesellschaft unverzichtbar: für die 
Persönlichkeitsentwicklung, für ein Leben und 
Arbeiten in Würde, für eine Erziehung zur Tole-
ranz und zur Übernahme von Verantwortung 
und damit für eine aktive demokratische Betei-
ligung an der gesellschaftlichen Entwicklung. 
(..) Die Rahmenbedingungen für die beteiligten 
Kinder, Jugendlichen und Erwachsenen müssen 

fair, gerecht und durchlässig gestaltet sein. Der 
Bildungserfolg ist in Deutschland wie in kaum 
einem anderen Staat vom Einkommen und Bil-
dungsstand der Eltern abhängig. Das muss sich 
ändern! Bildung muss weitergedacht und wei-
terentwickelt werden.“ Daher fordert die GEW 
unter anderem mehr Geld für die personelle 
Ausstattung und  Qualifizierung, aber auch für 
die Gebäudesanierung in Kindertagesstätten, 
an Schulen und Hochschulen. Die Gelbe Hand 
unterstützt den Aufruf. Denn immer noch gibt 
es – gerade auch für junge Menschen mit Ein-
wanderungsgeschichte – Barrieren und Hür-
den im deutschen Bildungswesen. „In Bildung 
zu investieren, bedeutet auch die Gesellschaft 
chancengerechter und inklusiver zu gestalten. 
Nur so können wir existierende Diskriminierun-
gen abbauen und Teilhabe für alle gesellschaft-
lichen Gruppen möglich machen“, sagt der Vor-
sitzende der Gelben Hand, Giovanni Pollice. 
Den Appell in voller Länge gibt es unter: https://
www.gew.de/weiter-denken/appell/

http://www.gelbehand.de/informiere-dich/veranstaltungen/
http://www.gelbehand.de/informiere-dich/veranstaltungen/
www.gelbehand.de/wettbewerb
https://www.gew.de/weiter-denken/appell/
https://www.gew.de/weiter-denken/appell/


Am 24. September ist 
Bundestagswahl. Der 
DGB hat die Anforde-
rungen an die politi-
schen Parteien aus 
gewerkschaftlicher 
Sicht klar formuliert. 
Neben den zentralen 
Themenfeldern, in 
denen es um „Gute 
Arbeit“, mehr Mitbe-
stimmung, bessere 
Bildung und eine 
gerechte Sozialpo-
litik geht, stellt der 

DGB auch weitreichende, konkrete und ganzheit-
liche Forderungen für die Bereiche Migration, In-
tegration und Antirassismus, die an dieser Stelle 
nochmals gebündelt zusammengefasst werden 
sollen. Noch immer seien in Deutschland, so der 
DGB, Menschen mit Migrationsgeschichte, egal 
ob Geflüchtete, Arbeitsmigranten oder Menschen 
der dritten und vierten Einwanderergeneration, in 
vielen Bereichen sozial schlechter gestellt. Daher 
brauche es einen ganzheitlichen Ansatz, der Integ-
ration und Teilhabe fördert und gleichzeitig gegen 
Rechtsextremismus, Diskriminierung und men-
schenfeindliche Einstellungen vorgeht. Denn für 
Deutschland sei die Vielfalt ein Gewinn, den man 
verteidigen müsse, bekräftigt der Vorsitzende des 
DGB, Reiner Hoffmann: „Überall in Deutschland 
arbeiten Menschen unterschiedlicher Herkunft 
und Kultur zusammen. Diese Vielfalt ist ein Gewinn 
und trägt auch zum Erfolg von Unternehmen, Or-
ganisationen und Verwaltungen bei. Das dürfen 
wir uns von niemandem kaputt machen lassen, 
wir müssen klare Kante zeigen gegen jede Form 
von Hass, Rassismus und Gewalt. Es gilt demo-
kratische Prinzipien und gewerkschaftliche Werte, 
angesichts gesellschaftlicher und ökonomischer 
Veränderungen, immer wieder mit Leben zu fül-
len“, so Hoffmann weiter.  
Mit Blick auf die Jugend unterstreicht die DGB-
Bundesjugendsekretärin Manuela Conte: 

„Selten waren wir in den vergangenen Jahren so 
offensiven und fundamentalen Angriffen auf un-
sere zentralen Werte ausgesetzt wie im Moment. 
Wir wollen kein Experiment mit der Demokratie! 
Rechtspopulisten, wie die AfD, sind für uns un-
wählbar. Die AfD hat keine Antwort auf soziale 
Probleme. Sie steht entgegen unserer gewerk-
schaftlichen Grundwerte und will die demokra-
tiebildende Jugendverbandsarbeit am liebsten 
abschaffen. Wir als Gewerkschaftsjugend machen 
uns stark für eine solidarische, offene und vielfäl-
tige Gesellschaft.“
Der DGB fordert: 
• innerhalb der EU ein solidarisches System zur 

Aufnahme und Integration von Flüchtlingen 
aufzubauen, das gemeinsam finanziert wird 
und die Lasten gerecht verteilt,

• die Fluchtursachen engagierter zu bekämp-
fen und mehr Mittel für die Arbeit der UNHCR 
(Flüchtlingshilfswerk der Vereinten Nationen, 
Anm. d. Redaktion) bereitzustellen,

• faire und zügige Asylverfahren in Deutschland 
zu gewährleisten, die unabhängig vom Her-
kunftsland die individuellen Fluchtgründe be-
rücksichtigen,

• das System zur Zu- und Einwanderung von Er-
werbstätigen grundlegend zu reformieren und 
die Chancen für alle hier lebendenden Men-
schen, egal welcher ethnischen oder sozialen 
Herkunft sie sind, zu verbessern,

• ein Gesetz zur Verbesserung der Teilhabechan-
cen in Bildung, Ausbildung und Beruf zu schaffen,

• Programme zur Förderung von Demokratie und 
gegen Rechtsextremismus zu stärken, hassmo-
tivierte Straftaten konsequenter zu verfolgen 
und das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz 
so zu reformieren, dass Diskriminierung nicht 
nur bestraft, sondern schon im Vorfeld vermie-
den wird.

Alle Forderungen zu den anderen Themengebie-
ten sowie das ausführliche Positionspapier des 
DGB findet ihr unter: http://www.dgb.de/dgb-zur-
bundestagswahl-2017-jetzt-gerecht-du-hast-die-
wahl

„Klare Kante gegen jede Form von Hass, 
Rassismus und Gewalt“ 
Anforderungen des DGB an die Parteien für die Bundestagswahl 2017 im Bereich 
Migration und Antirassismus   

Reiner Hoffmann, 
DGB-Vorsitzender 
(DGB/Simone M. Neumann)

„Wir sehen uns hier auch in einer gesellschaftli-
chen Verantwortung“, erklärt Jacqueline Kluge, 
die Vorsitzende der Jugend- und Auszubilden-
denvertretung (JAV) des Pharmaunternehmens 
Boehringer Ingelheim. Deshalb war es ihr ein 
Anliegen auf der JA-Versammlung am 17. Au-
gust Mark Haarfeldt von der Gelben Hand als 
Referenten einzuladen und über Rassismus und 
Rechtspopulismus in Deutschland, sowie be-
triebliche, gewerkschaftliche und gesellschaftli-
che Gegenstrategien zu sprechen. „Gerade jetzt 
vor der Bundestagswahl ist das ein wichtiges 

Vorurteile reflektieren, 
Rassismus überwinden    
Sommercamps der ver.di Jugend NRW 
und der IG Metall Jugend Bezirk Küste     

Am zweiten Septemberwochenende fand so-
wohl das Sommercamp der ver.di-Jugend NRW 
in Dortmund, als auch das Aktiven Camp der 
IG Metall Jugend Küste in Kiel statt. Auf beiden 
Camps war die Gelbe Hand eingeladen, um 
mit den jungen Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschaftern antirassistische Workshops zu 
gestalten. Geschäftsführerin Dr. Klaudia Tietze 
diskutierte mit den ver.di-Jugendlichen die Wirk-
weise von Vorurteilen und diskriminierenden 
Denkmustern. Für unser Fördermitglied und Mit-
Organisator des Sommercamps, Ismail Cebe, war 
es wichtig, überholte Rollenbilder aufzubrechen: 
„Wir wollten ganz früh ansetzen und uns fragen: 
Wie entstehen Vorurteile? Was führt zu Ausgren-
zung? Wir alle haben Stereotype und Klischees im 
Kopf, diese gilt es zu überwinden. Dafür hat uns 
der Workshop sensibilisiert.“ Daher sei die Gelbe 
Hand für die Antirassismus-Arbeit ein wichtiger 
Kooperationspartner, betonte Cebe. Im hohen 
Kieler Norden erörterte Referent Mark Haarfeldt 
mit den Jugendlichen des IG Metall Bezirks Küste 
auf ihrem Aktiven Camp „Strandwärts“ gewerk-
schaftliche Maßnahmen gegen den Rechtsruck 
in Deutschland. Das Panel zu Antirassismus und 
Rechtspopulismus organisierten die jungen IG 
Metall-Mitglieder Henning Teubler und Birgit 
Stick. Angesichts der „schwierigen Zeiten“ war 
es ihnen wichtig, die Themen aufzugreifen. „Un-
sere Demokratie wird immer wieder angegriffen 
und rechte Hetze und Intoleranz machen sich in 
unserem Land breit. Das können und dürfen wir 
nicht länger zulassen und daher müssen wir end-
lich aufstehen und kämpfen. Nur wenn wir das 
gemeinsam tun, können wir das Ziel von einem 
friedlichen und toleranten Miteinander errei-
chen“, appellierte die 22-jährige Birgit Stick. 

Thema, das überall Platz finden sollte. Die Gelbe 
Hand ist da genau der richtige Ansprechpartner, 
um Aufklärung zu betreiben, zu informieren, zu 
unterstützen und Beteiligungsmöglichkeiten an-
zubieten“, so die JAV-Vorsitzende Kluge. Rund 150 
Jugendliche und Auszubildende nahmen an der 
Veranstaltung teil, ebenso die Ausbildungsabtei-
lung mit Leiter Stefan Hüppe, Betriebsrätin Silja 
Burkhardt und die Landesjugendsekretärin der IG 
BCE, Nina Melches. Boehringer Ingelheim ist ein 
international agierendes Unternehmen, allein am 
Standort Ingelheim arbeiten Menschen aus über 

70 Nationen. „Das Unternehmen, und so auch die 
Ausbildung, die JAV und der Betriebsrat, beken-
nen sich zu Vielfalt und Akzeptanz. Das wird den 
Azubis schon am ersten Ausbildungstag bei der 
Begrüßung klar.“ Dennoch könne rassistisches, 
diskriminierendes Gedankengut existieren, daher 
sei es der ständige Auftrag der JAV „Prophylaxe“ 
zu betreiben, betont Jacqueline Kluge. 

Informieren, aufklären, unterstützen   
Gelbe Hand bei der Jugend- und Auszubildendenversammlung von Boehringer Ingelheim    
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Es wurde weiter genäht und geschneidert. Vom 
Besuch ließ man sich kaum ablenken, schließlich 
müssen noch viele Decken für die Flüchtlings-
kinder fertig werden. Zu Besuch war die ver.di-
Jugend Thüringen, und zwar beim Projekt „Mini 
Decki“ in Gera. Seit April 2016 kommen zwei Mal 
monatlich engagierte Unterstützerinnen in den 
Räumen des Arbeiter-Samariter-Bundes (ASB) 
in Gera zusammen, um gemeinsam Decken für 
Flüchtlingskinder aus Spendenmitteln zu schnei-
dern. Für die ver.di-Jugend war dieses beeindru-
ckende und vorbildliche Engagement Anlass, um 
Mitte August die „Näherinnen“ in Gera bei der 
Arbeit zu besuchen und: Einfach mal Danke zu 
sagen! 
Der Besuch bei „Mini-Decki“ in Gera fand im Rah-
men der Aktion „Einfach mal Danke sagen“ der 
ver.di-Jugend statt, die seit Anfang des Jahres 

„Seit 1957 ist der Antikriegstag ein Tag des Erin-
nerns und des Mahnens. Seit 60 Jahren erinnern 
die Gewerkschaften am 1. September daran, dass 
es dieser Tag war, an dem Nazi-Deutschland 1939 
Polen überfiel und damit den Zweiten Weltkrieg 
entfachte. Der DGB und seine Mitgliedsgewerk-
schaften gedenken an diesem Tag der Schrecken 
zweier Weltkriege, die über 80 Millionen Tote 
gefordert haben. Für uns steht fest: Das uner-
messliche Leid und das Grauen, das die beiden 
Vernichtungskriege und die Schreckensherrschaft 
der Nazis über die Menschen gebracht haben, 
dürfen sich nie wiederholen“, heißt es im diesjäh-
rigen Aufruf des DGB zum Antikriegstag: „Deshalb 
müssen wir unser Bekenntnis zu Frieden, Demo-
kratie und Freiheit immer wieder erneuern. ‚Nie 
wieder Krieg, nie wieder Faschismus!‘ Dafür ste-
hen wir Gewerkschaften! Dafür treten wir mit all 
unserer Kraft ein!“ Wie die Erinnerungskultur in 
der gelebten Praxis aussieht, zeigt beispielweise 
die IG BCE-Ortsgruppe in Hamburg-Bergedorf 
um unser Fördermitglied Necmettin Pamuk. Die 
Gewerkschafterinnen und Gewerkschafter der 
Hamburger IG BCE nahmen am Barmbeker Frie-
densfest - an dem organisatorisch auch ver.di 
und die DGB-Jugend beteiligt waren - mit einem 
Infostand teil, um ein Zeichen für den Frieden und 
gegen Rassismus zu setzen. „Die Arbeiterbewe-

läuft. Die jungen Gewerkschafterinnen und Ge-
werkschafter aus Thüringen wollen im laufenden 
Jahr auf ihrer „Danke-Tour“ mit regelmäßigen 
Besuchen den unzähligen ehrenamtlichen Hel-
ferinnen und Helfern aus der Flüchtlings- und In-
tegrationsarbeit ihre Dankbarkeit zum Ausdruck 
bringen. „Uns geht es nicht darum, mit großen 
Orden oder Veranstaltungen den Dank an Ehren-
amtliche zu institutionalisieren, sondern die Hel-
ferinnen und Helfern vor Ort zu besuchen und mit 
ihnen ins Gespräch zu kommen“, so Hannes Gott-
schalk, ver.di-Jugendsekretär. Entstanden war 
die Idee auf einer Jugendklausur 2016. Die ver.
di-Jugend wollte über das Spenden hinaus etwas 
im Rahmen der Flüchtlingshilfe unternehmen. „In 
diesen aufgeheizten Zeiten, in denen meist das 
Negative im Fokus steht, wollten wir das Thema 
positiv besetzen“, erinnert sich Hannes Gott-
schalk. Und so kam man auf die Idee, sich bei den 
Aktiven in der Flüchtlingshilfe zu bedanken  - auch 
um den Engagierten, die so selten Gehör finden 
mit ihrer wertvollen, ehrenamtlichen Arbeit eine 
Plattform zu bieten. „Ohne deren Engagement 
würde die Demokratie nicht funktionieren“, fügt 
der junge Gewerkschafter Hannes Gottschalk an. 
Seit Anfang des Jahres laufen die Dankesbesuche 
vor Ort. Im März bedankte sich die ver.di-Jugend 
beim Gothaer Verein „L’amitié“, einem multikul-
turellen Zentrum, und bei Günther Schulz aus 
Gotha, einem älteren Herrn, der Geflüchteten 

gung setzt sich seit je her für Frieden und für eine 
vielfältige und sozial gerechte Gesellschaft ein. 
Hier mitzumachen lag also auf der Hand!“, erklärt 
Pamuk. Genau diesen Einsatz für eine Friedens-
politik und gegen Militarisierung fordert der DGB 
und warnt davor, dass der Frieden auch in Euro-
pa nicht selbstverständlich ist: „Die Europäische 
Union blickt auf mehr als sieben Jahrzehnte fried-
lichen und demokratischen Zusammenlebens 
zurück. Das ist Teil der Erfolgsgeschichte der eu-
ropäischen Integration, die immer auch ein Frie-
densprojekt war. Und doch zeigt sich in den letz-
ten Jahren, wie brüchig die Friedensordnung und 
wie labil der demokratische Fortschritt geworden 
ist, auf die wir Europäer in der Nachkriegszeit ver-
traut haben. Europa ist keine Insel der Seligen. Wir 
sind, direkt oder indirekt, an immer mehr Konflik-
ten in unserem nächsten Umfeld beteiligt. Auch in 
der EU wächst die Neigung, auf die Schockwellen 
wachsender globaler Instabilität militärisch zu 
antworten. (…) Gleichzeitig bröckelt Europa als 
Wertegemeinschaft von innen heraus: In Polen 
und Ungarn regieren Jarosław Kaczynskis PIS 
und Viktor Orbáns Fidesz. Auch in vielen ande-
ren EU-Ländern betreiben die Rechtspopulisten 
erfolgreich Stimmenfang. Europa und Deutsch-
land müssen in dieser neuen Weltunordnung frie-
denspolitisch Verantwortung übernehmen. Der 

Einfach mal Danke sagen!  
ver.di-Jugend Thüringen bedankt sich bei engagierten Menschen in der Flüchtlingshilfe

Nie wieder Krieg! Nie wieder Faschismus!    
Seit 60 Jahren erinnern Gewerkschaften am 1. September an den Kriegsbeginn 1939    

mehrere Stunden in der Woche Sprachunterricht 
gibt. Diesmal bedankte sich die ver.di-Jugend 
Thüringen bei den ehrenamtlichen Helferinnen 
des Projektes „Mini-Decki“ aus Gera. Durch dieses 
Projekt in Gera konnten bereits rund 300 indivi-
duelle Decken an Flüchtlingskinder übergeben 
werden. 
Manuela, Initiatorin des Projektes in Gera, erklärte 
dazu: „Ziel des Projektes ist es, dass jedes Flücht-
lingskind, welches nach Deutschland kommt, 
eine Decke erhält.“ Denn eine Decke sei nicht nur 
eine Decke: „Jedes Kind soll durch unsere Decken 
Liebe, Geborgenheit und Schutz erfahren“, erklär-
te Juliane, eine der ehrenamtlichen Helferinnen. 
Viele Flüchtlingskinder seien traumatisiert und 
müssten sich auf ständig verändernde Umstän-
de einstellen: „Die Decke soll ihnen eine feste 
Konstante geben, sie bleibt bei ihnen“, betonte 
Nicole, die ebenfalls schon länger in dem Projekt 
engagiert ist. Ein Engagement, das den gewerk-
schaftlichen Werten entspricht, findet Hannes 
Gottschalk: „Das Projekt ‚Mini Decki‘ leistet mit 
seiner Arbeit seit längerer Zeit einen vorbildlichen 
Beitrag für ein besseres Miteinander und gelebte 
Solidarität. Dafür sagt die ver.di-Jugend: Danke!“ 
Dank gebührt aber auch den jungen Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschaftern der ver.di-Ju-
gend Thüringen, die mit ihrer Aktion den oftmals 
„nicht sichtbaren“, engagierten Menschen die ver-
diente Wertschätzung entgegenbringen.

IG BCE Hamburg-Bergedorf

richtige Ansatz dafür kann nicht sein, die Verteidi-
gungsausgaben massiv zu erhöhen. Stattdessen 
brauchen wir eine gemeinsame Strategie der frie-
denssichernden Konfliktprävention. Ziel muss es 
sein, soziale Spannungen und Ungleichgewichte 
abzubauen und mit friedlichen Mitteln dafür zu 
sorgen, dass politische, wirtschaftliche und öko-
logische Krisen frühzeitig erkannt und abgewen-
det werden.“
Den vollständigen Aufruf zum Download gibt 
es unter: 
http://www.dgb.de/themen/++co++4b2475ea-
6226-11e7-9e0d-525400e5a74a

Foto: Hannes Gottschalk / ver.di-Jugend Thüringen
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Faktencheck „Pegida“ 
 ■ Islamisierung? In Deutschland leben rund 

4 Mio. Muslime (5 %). 98 % der Muslime 
leben in den „alten“ Bundesländern. In 
Dresden macht der Anteil der Muslime  
0,1 % der Stadtbevölkerung aus.

 ■ Angst vor radikalen Islamisten? Laut Ver-
fassungsschutz gibt es derzeit rund 7.000 
Salafisten. Nur ein kleiner Teil gehört dem 
gewaltbereiten Salafismus an. Ein Drittel 
sind Konvertiten. 

 ■ Wahrnehmungsproblem! Eine Auswer-
tung des SVR-Integrationsbarometers von 
2014 hat ergeben, dass 70 % der Befrag-
ten die Zahl der in Deutschland lebenden 
Muslime überschätzt. Ein knappes Drittel 
der Befragten schätzt die Zahl sogar auf 
über zehn Millionen ein.

 ■ Migranten belasten Sozialkassen? Eine 
Studie im Auftrag der Bertelsmann Stif-
tung von 2014 widerspricht dem Klischee. 
Demnach erwirtschaften die rund 6,6 Mil-
lionen Ausländer in Deutschland einen 
finanziellen Überschuss von insgesamt  
22 Milliarden Euro im Staatshaushalt.

 ■ Pegida kritisiert „Vollversorgung“ für 
Flüchtlinge: Die meisten Heime sind eher 
dürftig ausgestattet: Tisch, Toilette und 
ein Bett im Gemeinschaftszimmer. In 
München mussten Asylsuchende Mitte 
Oktober sogar draußen schlafen, weil die 
als Flüchtlingsheim vorgesehene Bayern-
kaserne restlos überfüllt war. 

In Dresden waren es Mitte Januar noch 25.000 
Pegida-Anhänger, die mit Deutschlandfahnen 
„Wir-sind-das-Volk“-skandierend durch die 
Stadt „spazierten“. Mittlerweile gehen die Zah-
len zurück, der Vorstand löst sich auf – doch das 
fremdenfeindliche Gedankengut bleibt. Umso 
wichtiger ist es, dass es eine breite Gegenbewe-
gung gibt. Egal ob Köln, München, Hannover, 
Saarbrücken oder Hamburg – die Bündnisse der 
Demokraten und der Vielfalt sind in deutlicher 
Überzahl. Kirchen, zivilgesellschaftliche Akteu-
re, Sozialverbände, Parteien und die Gewerk-
schaften rufen zu Gegenprotesten auf. Während 
mancher Politiker einen verständnisvollen Um-
gang mit der Pegida-Bewegung propagiert, ha-
ben sich der DGB und die Mitgliedsgewerkschaf-
ten klar positioniert – vereint gegen Pegida. 
DGB-Chef Reiner Hoffmann forderte schon Ende 
letzten Jahres ein deutliches, gesellschaftliches 
Signal gegen Pegida: „Wir brauchen ein mög-
lichst breites Bündnis. Selbstverständlich steht 
der DGB dazu bereit. Gegen dieses Stimmungs-
mache sollten Demokraten gemeinsam aufste-
hen.“ Auch der DGB Köln-Bonn beteiligte sich 
Anfang Januar als Bündnispartner bei „Köln 
stellt sich quer“. Die Beleuchtung des Domes 
wurde abgeschaltet, um Kögida keine Kulisse zu 
bieten. Für den Kölner DGB-Chef Andreas Kossi-
ski ein „fantastisches Zeichen, das Kölnerinnen 
und Kölner gesetzt haben“. Gewerkschaften 
müssten Themen wie soziale Gerechtigkeit und 
eine Willkommenskultur für Flüchtlinge noch 
stärker thematisieren – auch in den Betrieben. 
In Stuttgart hatte die Gewerkschaft GEW zur 
Anti-Pegida-Demo mit aufgerufen. Die baden-

württembergische Landesvorsitzende Doro Mo-
ritz betonte dabei das Schicksal der Flüchtlinge: 
„Wir wehren uns dagegen, dass Menschen, die 
in Deutschland ein besseres Leben suchen, aus-
gegrenzt und kriminalisiert werden.“ Auch die IG 
BCE distanziert sich deutlich von Pegida, deren 
Initiatoren und Teilnehmer würden pauschale 
und diffuse Vorurteile verbreiten. Aus diesem 
Grund ruft die IG BCE zu Gegenprotesten auf. 
„Die Gewerkschaften stehen für ein offenes, 
tolerantes und vielfältiges Deutschland. Wir 
dürfen nicht zulassen, dass Ängste gegen Ein-
zelne oder Gruppen geschürt werden mit dem 
Ziel, unsere Gesellschaft zu spalten und die 
Menschen gegeneinander aufzuhetzen“, betont 
Michael Vassiliadis, Vorsitzender der IG BCE. Die 
GdP Bundespolizei veröffentlichte eine Stel-
lungnahme, in der die Gewerkschaft mit Sorge 
auf die anti-islamischen Proteste blickt und ein 
klares Bekenntnis zu Deutschland als Zuwan-

derungsland fordert, sowie die Schaffung der 
nötigen Infrastruktur für die Flüchtlinge. „Wir 
brauchen eine Politik, die die Sachfragen inne-
rer Sicherheit angeht und Fremdenfeindlichkeit 
eine klare Absage erteilt“, unterstreicht Jörg 
Radek, Vorsitzender der GdP Bundespolizei.  
Ver.di erinnert in ihrer Stellungnahme dabei 
auch an die historische Pflicht und Verant-
wortung gegenüber Minderheiten, die aus der 
Schuld des Nationalsozialismus erwächst. 
Gleichzeitig brauche Deutschland heute Ein-
wanderung und müsse dies als Reichtum be-
greifen. Soziale Probleme dürften nie als Vor-
wand für Ausgrenzung dienen. 

Nach den barbarischen Attentaten islamisti-
scher Extremisten in Paris, in der Redaktion des 
Satiremagazins „Charlie Hebdo“ und in einem 
jüdischen Supermarkt, sahen sich viele Muslime 
unter einem Generalverdacht. Sie gingen auf 
die Straße und machten deutlich, dass solche 
Taten nicht im Namen ihres Glaubens verübt 
wurden, sondern von Terroristen. Auch Michae-
la Rosenberger, Vorsitzende der NGG, verurteilt 
die Taten, erteilt aber jeder Tendenz der Ab-
schottung und Intoleranz eine Absage: „Die Ant-
wort darf nicht Ausgrenzung und Hass heißen!“ 
Vielmehr gelte es jetzt, „Gesicht zu zeigen für 
ein weltoffenes Deutschland“. Ähnlich äußert 
sich der IG Metall-Vorstand in seiner Resolution. 
Rückwärtsgewandte Bewegungen wie Pegida 
belasteten das Zusammenleben, denn „wer mit 
diffusen Ängsten spielt, Intoleranz predigt oder 
Fremdenfeindlichkeit schürt, für den hat die IG 
Metall kein Verständnis“. Giovanni Pollice, Vor-
sitzender des Kumpelvereins, beobachtet die-
ses Zusammenstehen der Gewerkschaften mit 
Genugtuung, die Pegida-Bewegung jedoch mit 
großer Sorge: „Sicherlich kann man nicht alle 
Menschen, die sich an diesen Demonstrationen 
beteiligen als Rassisten bezeichnen. Aber so 
sehr wie ich für Aufklärung und Kommunikation 
mit Menschen bin, mit dem ideologischen Kern 
und den Organisatoren von Pegida darf kein 
Dialog geführt werden. Wir dürfen ihnen und 
ihren rassistischen, hetzerischen Parolen keine 
Bühne bieten.“ Der Kumpelverein ruft dazu auf, 
sich auch künftig an Demonstrationen für eine 
offene Gesellschaft zu beteiligen und sich in Be-
trieben und Verwaltungen gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus einzusetzen.

Vereint gegen Pegida
Gewerkschaften stehen für Akzeptanz und Vielfalt ein

FEBRUAR 2015

„Wir dürfen ihnen und ihren 
rassistischen, hetzerischen 
Parolen keine Bühne bieten!“

Giovanni Pollice

Demo gegen HoGeSa in Essen
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Neue Fördermitglieder
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
auch in den letzten Wochen konnten wir neue Fördermitglieder gewinnen. An 
dieser Stelle heißen wir alle herzlich Willkommen und bedanken uns sehr für 
ihre Unterstützung.

Nachfolgend die Namen:

Um die erfolgreiche Arbeit des Vereins fortzusetzen, brauchen wir Eure 
finanzielle und ideelle Unterstützung! 
In Form einer Fördermitgliedschaft (Mindestbeitrag 36 € im Jahr) als auch 
durch eine Spende. Durch die Werbung weiterer Förderer, durch das Tragen 
des Stickers, durch aktives Eintreten für Gleichbehandlung, gegen Fremden-
feindlichkeit und Rassismus am Arbeitsplatz und in der Gesellschaft. 

Sowohl der Förderbeitrag als auch Spenden an den Verein können steuer-
lich abgesetzt werden. Selbstverständlich wird von uns eine Spendenquit-
tung ausgestellt. 
Wir sind für jeden Beitrag dankbar!
Vielen Dank 
Giovanni Pollice, 
Vorsitzender

Einstellung und 
soziale Lebenslage  
Broschüre des Monats 

Die Hans-Böckler-Stiftung hat in einer Studie untersucht, warum Men-
schen in Deutschland die rechtspopulistische AfD wählen. Die Ergebnisse 
zeigen: Die Menschen brauchen wieder mehr Sicherheit in der Arbeitswelt 
und in den sozialen Sicherungssystemen. Zwar ist objektiv gesehen die 
wirtschaftliche Lage vieler Menschen in Deutschland durchaus gut. Ge-
rade bei den AfD-Wählerinnen und -Wählern ist aber die Kluft zwischen 
der objektiven wirtschaftlichen Lage und der gefühlten, subjektiven Situ-
ation besonders groß. AfD-Wählerinnen und -Wähler empfinden deutlich 
häufiger als andere Bürgerinnen und Bürger Abstiegsangst, ein Gefühl der 
persönlichen Zurücksetzung, eine ausgeprägte Verunsicherung. Und zwar 

Fast 7 Millionen Menschen sind von der Bun-
destagswahl ausgeschlossen, weil sie kei-
nen deutschen Pass haben. Ein Missstand, 
den der ver.di-Bundesmigrationsausschuss 
ändern will. Er hat eine Kampagne gestar-
tet, in dem er das Thema aufgreift und das 
Wahlrecht für alle Migrantinnen und Migran-
ten fordert, die dauerhaft in Deutschland 
leben: „Unsere Welt ist geprägt von Globa-
lisierung und Migration. Doch während im 
überwiegenden Teil der europäischen Staa-
ten auch Angehörige sogenannter Drittstaa-
ten wählen dürfen, sind sie in Deutschland 
von allen Wahlen ausgeschlossen. Einzig 

auf kommunaler Ebene sowie bei Europa-Wahlen dürfen auch EU-Bür-
gerInnen ihre Stimme abgeben. Das ist ein Problem. Denn Demokratie 
lebt davon, dass diejenigen, die von Entscheidungen betroffen sind, diese 
auch mitbestimmen können. Gerade angesichts der Zunahme des Rassis-
mus in der Gesellschaft und des Drucks auf demokratische Grundwerte 
ist das Wahljahr 2017 der richtige Zeitpunkt, die politische Partizipation 
von Migrantinnen und Migranten in unserer Gesellschaft mit der Forde-
rung nach einem Wahlrecht für alle auf die politische Agenda zu setzen. 
Partizipation auf Augenhöhe ist die demokratische Antwort auf Ausgren-
zung und Rechtspopulismus. Nicht zuletzt auch, weil sie den Betroffenen 
von Rassismus und rechter Gewalt eine Stimme verleiht.“ Daher ruft der 
ver.di-Bundesmigrationsausschuss alle Parteien auf, die Frage der politi-
schen Einbindung der hier lebenden Menschen auf die Tagesordnung zu 
setzen: „Es ist an der Zeit, Staatsbürgerschaft neu zu denken: Weg von der 
Fixierung auf den Pass, hin zur Frage nach dem dauerhaften Aufenthalt 
der Menschen.“ 
Mehr Infos zu der Postkarten-Aktion unter: 
www.facebook.com/verdi.migration  

Gerade jetzt. Wahlrecht für alle!  
Initiative des ver.di-Bundesmigrationsausschusses    

unabhängig von der Einkommensskala. Klar erkennbar ist auch, dass AfD-
Wählerinnen und -Wähler überdurchschnittlich oft einen Kontrollverlust 
über die eigene Situation empfinden – auch am Arbeitsmarkt. Dabei spie-
len auch die Digitalisierung und Globalisierung im subjektiven Empfinden 
der AfD-Wählerinnen und -Wähler eine Rolle. Für die Untersuchung haben 
der Soziologe und Wahlforscher Richard Hilmer, die Soziologieprofessorin 
Dr. Bettina Kohlrausch, die Soziologin Rita Müller-Hilmer und der Politik-
wissenschaftler Jérémie Gagné von Mitte Januar bis Anfang Februar 2017 
knapp 5.000 Personen ab 18 Jahren zu ihren politischen Einstellungen, 
Wertorientierungen sowie Sichtweisen auf die Arbeitswelt befragt. Die 
Studie der Hans-Böckler-Stiftung liefert damit eine detaillierte Ursachen-
analyse und gewerkschaftliche Handlungsstrategien gegen Rechtspo-
pulismus und eignet sich somit für die gewerkschaftliche, politische Bil-
dungsarbeit. 
Downloaden kann man die Studie unter: https://www.boeckler.de/pdf/p_
fofoe_WP_044_2017.pdf

GERADE JETZT. 
WAHLRECHT
FÜR ALLE.
»Politische Teilhabe darf 
weder vom Pass, noch von 
der Herkunft oder dem 
Einkommen abhängen.«
Charlotte

Eine Initiative von ver.di

www.migration.verdi.de
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